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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Fuchs, Frau Benedix, 
Schedl und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3866 - 

betr. Auswirkungen des „Nullwachstums“ auf den Bildungsgesamtpian und die 
Bildungsfinanzierung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 24. Juli 1975 - MB/II A 5-0104-6 - 58/75 - die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat sich in der Vergangenheit mehrfach 
zu Fragen der Bildungsfinanzierung geäußert (vgl. z. B.: die 
Antwort auf eine Kleine Anfrage vom 30. Juli 1974 - Druck- 
sache 7/2512). Sie weist ferner auf die Aussagen zur Bildungs- 
finanzierung im Kosten- und Finanzierungsplan der Bund-Län- 
der-Kommission für Bildungsplanung bis 1978 und im Stufen- 
plan zu Schwerpunkten der beruflichen Bildung der Bund-Län- 
der-Kommission für Bildungsplanung sowie die dazu ergange- 
nen Beschlüsse der Regierungschefs von Bund und Ländern 
vom 25. April bzw. 11. Juli 1975 hin. Die Bundesregierung 
kann sich daher im folgenden auf einige grundsätzliche Hin- 
weise beschränken. Wegen des Sachzusammenhangs werden 
die drei Fragen gemeinsam behandelt: 


1. Mit welchem verfügbaren Finanzvolumen rechnet die Bundes- 
regierung für den gesamten Bereich der Bildung im Jahr 1978? 

2. Kann die Bundesregierung für ihren Bereich sicherstellen, daß 
die im Stufenplan angestrebten Ziele auch bis 1978 verwirk- 
licht werden können? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Chancen zur Realisierung 
des Stufenplans durch die Länder ein? 

3. Nachdem Berechnungen ergeben haben, daß sogar der Besitz- 
stand des Jahres 1973 im Jahre 1978 nur dann aufrediterhalten 
werden kann, wenn die realen Wachstumsraten in den Jahren 
ab 1976 deutlich über 3,5 v. H. liegen, sollte sich die Bundes- 
regierung umfassend dazu äußern, wie sie die Priorität der 
Bildung gegenüber anderen gesellschaftspolitischen Bereichen 
sichern will: 
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a) Ist die Bundesregierung bereit, ggf. in anderen Bereichen 
Mittel für den Ausbau des Bildungswesens einzusparen und 
in welcher Höhe? 

b) Wird die Bundesregierung, sofern sie Kürzungsmöglichkei- 
ten in anderen Bereichen nicht sieht, für Steuererhöhungen 
oder eine Ausweitung der Kreditaufnahme eintreten, um die 
im Stufenplan vorgesehenen notwendigen Verbesserungen 
im Bildungswesen zu gewährleisten? 

c) Beabsichtigt die Bundesregierung nach Anhörung des Finanz- 
planungsrates in Gespräche mit den Ländern einzutreten 
mit dem Ziel, den Umfang der Mittel, die künftig für Bil- 
dungsausgaben zur Verfügung stehen, festzulegen und in den 
mittelfristigen Finanzplanungen der Gebietskörperschaften 
festzuschreiben? 

1. Hinsichtlich des erfragten Finanzrahmens geht die Bundes- 
regierung von dem von der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung vorgelegten mittelfristigen Stufenplan bis 
1978 (Kosten- und Finanzierungsplan) aus, den die Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern am 25. April 1975 gebil- 
ligt haben. Damit wurde zwischen Bund und Ländern Ein- 
vernehmen über die wesentlichen Ziele und Maßnahmen für 
die weitere Entwicklung des Bildungswesens bis 1978 erzielt. 

2. Mit dem Stufenplan haben sich Bund und Länder eine 
gemeinsame Basis für konkrete Sach- und Finanzierungsent- 
scheidungen im Bildungswesen geschaffen. Sie werden - wie 
im Stufenplan mehrfach zum Ausdruck gebracht - in den 
kommenden Jahren im Zuge der jeweiligen Haushaltsaus- 
stellung und der Fortschreibung der Finanzpläne zu tref- 
fen sein. Hinsichtlich der Art und Weise der Realisierung des 
Stufenplans hat die Bundesregierung beantragt, daß Zwi- 
schenbilanzen - erstmals Ende 1976 - gefertigt werden, in 
denen anhand konkreter Angaben zu den einzelnen Bil- 
dungsbereichen Planziele und Planvollzug gegenübergestellt 
werden. 

3. Die Umsetzung des Stufenplans betrifft primär die Zustän- 
digkeiten von Ländern und Gemeinden. Soweit der Bund 
betroffen ist, wird die Bundesregierung unter Anerkennung 
der hohen Priorität des Bildungswesens sowie unter Ab- 
wägung der Anforderungen in den übrigen Aufgabenberei- 
chen einerseits und der finanziellen Grenzen andererseits 
ihre Entscheidungen treffen. Daß die Bundesregierung aus 
dem Stufenplan ihrerseits Konsequenzen gezogen hat, 
schlägt sich z. B. in den erheblich gesteigerten Mittelzuwei- 
sungen für überbetriebliche Ausbildungsstätten nieder. 

Es würde den Grundsätzen der Finanzverfassung und der 
Aufgabenzuweisung nach dem Grundgesetz widerspre- 
chen, wenn die Bundesregierung 1975 ein bestimmtes 
Finanzvolumen für die Bildungsausgaben aller Gebiets- 
körperschaften im Jahr 1978 als verfügbar feststellen wollte. 
Schwerwiegende sachliche und rechtliche Bedenken stehen 
auch dem von der Opposition vorgebrachten Vorschlag 
gegenüber, die mittelfristigen Finanzplanungen für einen 
bestimmten Aufgabenbereich „festzuschreiben". Eine kon- 
krete Festlegung der Ausgaben über viele Jahre hinweg 
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würde mit den Rechten der Parlamente in der Entscheidung 
über die Haushalte der Gebietskörperschaften kollidieren. 

4. Die Bundesregierung wird im Herbst 1975 im Zusammen- 
hang mit der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1976 und 
der Fortschreibung des Finanzplans eine mittelfristige ge- 
samtwirtschaftliche Projektion bis 1979 vorlegen. 

5. Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die Bildungs- 
ausgaben während der Jahre 1974 und 1975 sehr viel stär- 
ker gestiegen sind, als im Kosten- und Finanzierungsplan 
bis 1978 zugrunde gelegt ist. Sie übertrafen auch die all- 
gemeinen Zuwachsraten der öffentlichen Haushalte. Geht 
man vom Jahr 1973 mit 45,8 Mrd. DM als Ausgangspunkt 
des Kosten- und Finanzierungsplans aus, so sind bisher trotz 
der Schwierigkeiten der öffentlichen Haushalte in den ersten 
beiden Jahren seiner Laufzeit die Bildungsausgaben auf 
etwa 60 Mrd. DM 1975 gestiegen. Gegenüber der in der 
Kleinen Anfrage genannten Ausgangslage bedeutet dies 
eine Steigerung um über 30 v. H. Das heißt, daß es erheb- 
liche reale Verbesserungen im Bildungswesen gegeben hat. 

6. Angesichts der angespannten Lage aller öffentlichen Haus- 
halte und der überproportional gestiegenen Aufwendungen 
für das Bildungsbudget (1970 27 Mrd. DM, 1975 rd. 60 Mrd. 
DM mit einem angestrebten Volumen zwischen 74 und 
77 Mrd. DM 1978) weist die Bundesregierung zum wieder- 
holten Male auf die Notwendigkeit einer möglichst effi- 
zienten Mittelverwendung auch im Bildungsbereich hin. Sie 
begrüßt in diesem Zusammenhang den von ihr initiierten 
Beschluß der Regierungschefs vom 11. Juli 1975, in dem 
diese eine Untersuchung über mögliche Verbesserungen des 
Bildungswesens einschließlich eines wirtschaftlicheren Ein- 
satzes der zur Verfügung stehenden Mittel für geboten hal- 
ten. Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung ist 
beauftragt worden, entsprechende Vorschläge für eine der- 
artige Untersuchung zu machen. 
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